
W issenschaftsfreiheit ist mehr 
als ein individuelles Recht 
von Wissenschaftler*innen 

– sie ist Teil des allgemeinen Rechts auf 
Wissenschaft und Bildung (Lyer et al 
2023, S. 9-11). Hochschulautonomie, als 
institutionelle Dimension der Wissen-
schaftsfreiheit, ist oft die erste Verteidi-
gungslinie, denn durch staatliche Eingri!e 
wird oft die Universität als Institution als 
erstes Ziel von Angri!en – wie sich derzeit 
auch in den USA am deutlichsten zeigt. 
Durch politische Ein"ussnahme auf das 
Führungspersonal von Forschungseinrich-
tungen und durch die Reallokation von 
Fördermitteln für Studiengänge oder For-
schungsprojekte wird die Forschungs- und 
Lehrfreiheit sowie die Hochschulautono-
mie eingeschränkt.

Dies hat unmittelbare Konsequenzen, 
denn Universitäten als Orte der (Aus-)
Bildung, des Erkenntnisgewinns und der 
Debatte – auch gesellschaftlich oder poli-
tisch kontroverser #emen – sind zentral, 
um gesellschaftliche Kon"ikte und Debat-
ten empirisch informiert und kritisch zu 
führen. Wenn diese Räume eingeschränkt 
werden, hat dies negative Folgen für die 
gesellschaftliche Kapazität, kon"iktive 
#emen gewaltfrei zu verhandeln. Wissen-
schaftsfreiheit und Hochschulautonomie 
sind daher Kernbedingungen friedlicher 
Kon"iktaustragung. Wenn diese Räume 
schrumpfen, verschiebt sich die Bear-
beitung gesellschaftlicher Kon"ikte von 
diskursiven, faktenbasierten, inklusiven 
Verfahren hin zu administrativ-sanktions-
förmigen Antworten, die gesellschaftliche 
und politische Polarisierung und Eskalati-
onsrisiken erhöhen.

Globaler Kontext: 
Autokratisierung und das 
antidemokratische Rutschen

Der »Academic Freedom Index« (AFI) ist 
ein globaler Index zur Erfassung der Wis-
senschaftsfreiheit (Lott und Spannagel 
2025). Er hat konsequent über viele Jahre 
eine hohe Korrelation zwischen Regime-
typ und dem Respekt für Wissenschafts-
freiheit festgestellt (vgl. u.a. Kinzelbach et 
al. 2025). Im globalen Durchschnitt do-
kumentiert der AFI für die letzten zehn 
Jahre beunruhigenderweise eine schlei-
chende negative Entwicklung der Wis-
senschaftsfreiheit. Über die Länder-Jah-
resmittelwerte hinaus hat der Anteil der 
Weltbevölkerung, der laut AFI unter ei-
ner relativ freien Wissenschaft lebt, in den 

letzten 20 Jahren signi$kant abgenommen 
(siehe Abbildung 1).

Obwohl die kürzlich erschienene Un-
tersuchung von Lott et al. (2025) histo-
risch eine erstaunliche Resilienz von Wis-
senschaftsfreiheit im Kontext von globalen 
Autokratisierungsentwicklungen feststellt, 
ist kaum von der Hand zu weisen, dass 
die Entwicklungen der letzten Jahre in 
einer Vielzahl an Kontexten – u.a. in Un-
garn, der Türkei, Indien, Bangladesch und 
Ägypten (vgl. Lyer et al. 2023) – zeigen, 
dass autoritäre Entwicklungen sich nega-
tiv auf die Wissenschaftsfreiheit auswirken 
können (Pelke 2023). Unabhängige und 
freie Universitäten und Wissenschaft-
ler*innen sind vielen Politiker*innen mit 
autoritären Ambitionen (von Populist*in-
nen bis Autokrat*innen) ein Dorn im 
Auge und geraten, ähnlich wie die unab-
hängige Justiz und die freie Presse, zuneh-
mend ins Fadenkreuz der Bemühungen 
zur Ausweitung staatlicher Kontrolle über 
unabhängige Institutionen. Prominente 
Beispiele für diese Dynamik sind Russland 
unter Putin, die Türkei unter Erdo%an, 

Ägypten unter Al-Sisi oder Ungarn unter 
Orbán (siehe Abbildung 2).

Dabei lassen sich global mindestens 
fünf wiederkehrende Instrumente der Ein-
schränkung von Wissenschaftsfreiheit und 
Hochschulautonomie beobachten:

 ● (1) politischer Druck auf, die gezielte 
Entfernung von oder die (Neu-)Besetzung 
von Leitungsposten und Gremienpositio-
nen in Hochschulen und Forschungsein-
richtungen;

 ● (2) rechtlich-administrative Einschrän-
kungen – von Akkreditierung bis Haus-
halts-, Fördermittelvergabe- oder Perso-
nalrecht –, die die Hochschulautonomie 
beschneiden (Pruvot und Estermann 
2017);

 ● (3) diskursive Delegitimierung ganzer 
Fächer als unwissenschaftlich oder poli-
tisch voreingenommen und daher nicht 
»neutral«, insbesondere gegenüber Gen-
der-, Postcolonial Studies oder Klimafor-
schung (Butler 2022);

 ● (4) die Verschiebung hin zu 
Markt- und Evaluationslogiken, in 
denen Universitätsrankings instituti-
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onelles Prestige und Mittelvergabe signi-
$kant beein"ussen trotz problematischer 
methodischer Messverfahren (Kinzelbach 
et al. 2021);

 ● (5) die Versicherheitlichung von Uni-
versitätscampi, die sich äußert in einer 
normalisierten Polizeipräsenz an Universi-
täten, der Absage von Veranstaltungen so-
wie neuen Formen der Überwachung von 
Studierenden und Wissenschaftler*innen 
(Ullrich 2025).

Die Erosion der 
Wissenschaftsfreiheit in 
Deutschland
Die Erosion von Wissenschaftsfreiheit ist 
allerdings kein Alleinstellungsmerkmal 
von sich autokratisierenden politischen 
Systemen (Scholars At Risk 2024). Neben 
den aktuell prominenten Angri!e auf die 
Wissenschaft in den USA, nehmen auch 
in Deutschland unterschiedliche Formen 
von Angri!en auf die Wissenschaftsfrei-
heit zu (Peters 2025).

So wird erstens zunehmend Druck auf 
einzelne Universitätsleitungen durch po-
litische Akteure ausgeübt, z.B. in Form 
von ö!entlichen (oder sogar nichtö!ent-
lichen) Au!orderungen, auf Studieren-
denproteste oder Veranstaltungen auf ih-
rem Campus in einer bestimmten Weise 
zu reagieren. Beispiele für solche Eingri!e 
in die Hochschulautonomie waren ge-
rade aus der Hauptstadt in den letzten 
drei Jahren vermehrt zu hören, u.a. im 
Umgang mit der Präsidentin der Alice 
Solomon Hochschule oder auch durch 
direkte Interventionen von Berlins ers-
tem Bürgermeister Kai Wegner (CDU) 
und der Berliner Wissenschaftssenatorin 
Ina Czyborra (SPD) bei den Hochschul-
leitungen der Freien Universität Berlin 
und der Humboldt Universität (Ullrich 
2025).

Zweitens sind auf der strukturellen 
Ebene in Deutschland vor allem die Un-
ter$nanzierung von Grundlagenforschung 
sowie die Zunahme von Drittmittelabhän-
gigkeit, vor allem aber die im europäischen 
Vergleich enorm hohe Prekarisierung 
wissenschaftlicher Arbeit (BuWik 2025, 
S. 190) problematische Konstanten der 
letzten Jahrzehnte. Diese Entwicklungen 
sind zwar nicht per se eine Gefahr für die 
Wissenschaftsfreiheit, zumindest so lange 
Vergabeprinzipien und die Begutachtung 
durch Peer-Review-Verfahren eingehalten 
werden, ö!nen aber zugleich die Mög-
lichkeiten politischer Ein"ussnahme. Das 
haben zuletzt die Fördermittela!äre und 

der damit verbundene Versuch einer Bun-
deswissenschaftsministerin, unliebsamen 
Wissenschaftler*innen Fördermittel zu 
entziehen, prominent unter Beweis ge-
stellt.

Die Zunahme an Polizeieinsätzen auf 
Campi gegen Studierendenproteste belas-
ten, drittens, das Sicherheitsemp$nden 
von Studierenden und Hochschulperso-
nal und untergraben das wichtige Ver-
trauensverhältnis zwischen Studierenden, 
Wissenschaftler*innen und Universitäts-
leitungen, da oftmals nicht alle anderen 
Mittel ausgeschöpft werden. Prominente 
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Abbildung 1: Academic Freedom Index (Durchschnittswerte global 2010-2024)
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Abbildung 2: Academic Freedom Index für ausgewählte Staaten, 2000-2024

Beispiel sind u.a. die gewaltsamen polizei-
lichen Räumungen an mehreren Universi-
täten in Berlin 2024.

Viertens ist eine problematische Zu-
nahme an juristischen Verfahren und 
Disziplinarmaßnahmen gegen Studie-
rende (z.B. nach den Protesten an meh-
reren Berliner Universitäten) und Wis-
senschaftler*innen (wie die Entlassung 
des Anthropologen Ghassan Hage) zu 
beobachten. Hinzu kommt ein Anstieg 
bei Ausladungen von Wissenschaftler*in-
nen (wie z.B. von Nancy Fraser an der 
Uni Köln) sowie Einreiseverbote (u.a. 
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gegen den Rektor der Universität Glas-
gow Ghassan Abu Sitta) und Absagen 
von »kontroversen« Veranstaltungen an 
deutschen Universitäten (u.a. Diskussi-
onen mit Francesca Albanese und Eyal 
Weizman an der Freien Universität Ber-
lin und der LMU München). Diese Ent-
wicklungen zeigen, wie rasch Veranstal-
tungen und Vortragende an Universitäten 
politisiert werden und dies zu Repression 
und Einschränkungen des Austausches an 
Universitäten führt.

Di!amierungen gegen Wissenschaft-
ler*innen in unterschiedlichen Formen 
haben, fünftens, in Deutschland laut Be-
richten des Projekts »SciComm Support« 
und einer Studie des Deutschen Zent-
rums für Hochschul- und Wissenschafts-
forschung (Blümel 2024) zugenommen. 
Dies betri!t besonders junge, weibliche 
und rassi$zierte Wissenschaftler*innen. 
Auch ganze Disziplinen geraten ver-
mehrt ins Visier politischer Kampagnen 
– gerade der AfD. In Sachsen-Anhalt for-
derte sie zuletzt, Gender Studies und ver-
wandte Disziplinen „aus Forschung und 
Lehre zu entfernen“ (AfD 2025). Darüber 
hinaus hat die AfD-Bundestagsfraktion 
im Oktober 2025 die Bundesregierung 
aufgefordert, eine unabhängige Prüfstelle 
für wissenschaftliche Publikationen ein-
zurichten, die bei staatlichen Förderent-
scheidungen in den Entscheidungspro-
zess eingebunden werden solle (Deut-
scher Bundestag 2025).

All diese Dynamiken tragen zu ei-
ner Erosion der Wissenschaftsfreiheit in 
Deutschland bei. Dieser Prozess betri!t 
nicht alle Universitäten und Disziplinen 
oder Wissenschaftler*innen gleicherma-
ßen. Aber genau deshalb müssen wir dort-
hin schauen, wo die Wissenschaft bereits 
jetzt angegri!en wird. Dass diese Angri!e 
bereits negative Auswirkungen entfalten, 
hat kürzlich eine Studie zur Selbstzensur 
unter Nahostforscher*innen sichtbar ge-
macht (Grimm et al. 2025). Knapp 85 % 
der Befragten berichten in der Umfrage 
von einer steigenden Bedrohungslage 
für die Wissenschaftsfreiheit in Deutsch-
land seit dem 7. Oktober 2023 und 72 % 
praktizieren Selbstzensur insbesondere in 
ihrer ö!entlichen Rede. Als Hauptgründe 
werden Angst vor Anfeindungen (60 %), 
potenzielle negative beru"ichen Konse-
quenzen (60 %) und Fördermittelverlust 
(bis zu 54 % bei prekär Beschäftigten) 
genannt. Diese Zahlen sollten uns allen 
ein Auftrag sein, unsere Bemühungen zur 
Verteidigung der Wissenschaftsfreiheit zu 
verstärken.

Was Universitäten und 
Wissenschaftler*innen 
tun können

 ● 1. Forschungseinrichtungen sollten 
Wissenschaftsfreiheit als Leitprinzip le-
ben. In Satzungen, durch interne Infor-
mations- und Diskussionsveranstaltungen 
und durch die Verankerung des Prinzips 
in institutionellen Partnerschaften. Sie 
sollten auch Ombudssysteme für Angri!e 
auf die Wissenschaftsfreiheit etablieren.

 ● 2. Wissenschaftliche Integrität von For-
schungsförderung sichern. Peer-Review 
verteidigen, politische Ein"ussnahme zu-
rückweisen, mehr Grund$nanzierung ver-
handeln, um Drittmittelabhängigkeit für 
Grundlagenforschung zu reduzieren.

 ● 3. Zensur und Selbstzensur zurück-
weisen. Eingri!en in Forschungsagenden, 
Lehre und Veranstaltungen muss vehe-
ment ö!entlich widersprochen werden. Es 
sollten Räume für kontroverse Debatten 
an Hochschulen erhalten bleiben.

 ● 4. Angegri!ene Forschungsdisziplinen 
verteidigen. Studienangebote erhalten 
und fachübergreifende Solidarität orga-
nisieren.

 ● 5. Den Wert der Wissenschaftsfreiheit 
für die Gesellschaft besser kommunizie-
ren, durch Medienbeiträge, Interviews, 
aber auch in Zusammenarbeit mit Zivil-
gesellschaft und Studierenden.

 ● 6. Der Normalisierung von Polizei und 
Überwachung widersprechen. Hochschul-
leitungen müssen die Campusintegrität 
schützen und Kooperationen mit Sicher-
heitsbehörden nur bei konkreter Gefah-
renlage eingehen.

 ● 7. Studierendenrechte schützen, so-
wohl durch ö!entliche Solidarität (bspw. 
Teach-Ins und Mediationsversuche) als 
auch durch geringe Anwendung von Dis-
ziplinarmaßnahmen gegen Studierende 
durch die Hochschulen. Hochschulen 
sollten transparente, verhältnismäßige 
Leitlinien zu Protest, Polizeieinsätzen, 
Raumvergabe und Disziplinarverfahren 
entwickeln.

 ● 8. Wissenschaftler*innen sollten Fach-
gesellschaften stärken. Zum Beispiel durch 
die Etablierung von Wissenschaftsfrei-
heits-Komitees, die Angri!e dokumen-
tieren und politische Unterstützung für 
angegri!ene Wissenschaftler*innen leisten 
können.
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